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in dem Rechtsstreit

1. des B A H  V|
2. der Heidi Bf

Sträße A in NI
|, ebenda,

- Prozeßbevollmächtigter:
Beklagten und Beschwerdeführer,
Rechtsanwalt Dr.

g e g e n

die Firma Wilhelm DA f  GmbH & Co. KG, vertreten durch 
die Wilhelm dAHAI GmbH, diese vertreten durch ihren Ge- 
schäftsführer Willi D B A S »  a A A H H V  Straße A B  in S ^ A A B *

- Prozeßbevollmächtigte 
II. Instanz:

Klägerin und Beschwerdegegnerin
Recht sanwält e Dr.in



Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 
25. Juni 1980 durch den Vorsitzenden Richter Braxmaier 
und die Richter Hoffmann, Wolf, Merz und Treier

beschlossen:

Die sofortige Beschwerde gegen den Be­
schluß des 3. Zivilsenats des Oberlandes­
gerichts Düsseldorf vom 14. März 1980 
wird auf Kosten der Beklagten zurückge­
wiesen.

G r ü n d e  :

Die Beklagten legten gegen das am 17. Januar 1980 zuge­
stellte Urteil des Landgerichts Mönchengladbach vom 10. Ja­
nuar 1980 am 19. Februar 1980 Berufung ein. Am 3. März 1980 
beantragten sie, Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen 
die Versäumung der Berufungsfrist zu gewähren. Zur Begründung 
dieses Antrags machten sie glaubhaft, daß sie weder am 
16. noch am 17. noch am 18. Februar 1980 (Rosenmontag) einen 
ihrer Prozeßbevollmächtigten oder auch nur deren Kanzlei 
hätten erreichen können.

Das Berufungsgericht hat die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand versagt und die Berufung als unzulässig ver­
worfen. Die gegen diesen Beschluß gerichtete sofortige Be­
schwerde ist zulässig, aber nicht begründet.
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1. Mit der Beschwerde machen die Beklagten zunächst 
geltend, die Berufungsfrist sei nicht versäumt worden, 
weil sie erst mit der Zustellung des Urteils an den Prozeß­
bevollmächtigten der Klägerin am 21. Januar 1980 zu laufen 
begonnen habe und mithin erst am 21. Februar 1980 abgelaufen 
sei. Das ist nicht richtig.

a) Die Bestimmung des § 221 Abs. 2 ZPO, wonach die 
erste Zustellung eines Urteils die Rechtsmittelfrist sowohl 
für die zustellende Partei wie für die Partei, der zuge­
stellt wurde, in Lauf setzte, ist mit Einführung der Amts­
zustellung gestrichen worden. Das läßt aber nicht den Schluß 
zu, daß nunmehr die Rechtsmittelfrist für jede Partei mit 
der letzten Zustellung zu laufen beginnt. Die Rechtsmittel­
frist läuft vielmehr für jede Partei ab der an sie erfolgten 
Zustellung (Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann, ZPO 38. Aufl. 
§516 Anm. 2; Grunsky bei Stein/Jonas, ZPO 20. Aufl. § 516 
Rdn. 6). Denn andernfalls könnte eine Partei nicht aus der
an sie gerichteten Zustellung den Lauf der für sie maßgeb­
lichen Rechtsmittelfrist entnehmen, sondern müßte diesen 
bei der Geschäftsstelle des Gerichts erfragen, wobei es 
leicht zu Irrtümem käme.

b) Dahingestellt bleiben kann hier, wann die Rechts­
mittelfrist bei nicht verkündeten Versäumnis- und Anerkenntnis 
urteilen zu laufen beginnt (vgl. Baumbach/Lauterbach/Albers/ 
Hartmann, aaO § 310 Anm. 3 und Schneider NJW 1978, 833). Denn 
aus diesem Sonderfall läßt sich kein Rückschluß auf den Lauf 
der Rechtsmittelfrist im Regelfall ziehen.

2. Dem Berufungsgericht ist darin beizupflichten, daß 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nicht gewährt werden 
kann, weil in jedem Falle die Prozeßbevollmächtigten der 
Beklagten ein Verschulden trifft.
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a) Hätten die Prozeßbevollmächtigten der Beklagten 
erst mit Schreiben vom 15. Februar 1980 den Lauf der 
Berufungsfrist mitgeteilt, so träfe sie schon deshalb 
ein Verschulden, weil sie verpflichtet waren, die Be­
klagten alsbald von der Zustellung des Urteils zu unter­
richten. Zudem hätten die Prozeßbevollmächtigten der Be­
klagten, wenn sie den Lauf der Berufungsfrist erst mit 
Schreiben vom 15. Februar 1980 mitgeteilt hätten, den 
Beklagten angesichts der durch die Karnevalstage bedingten Ver 
bindungsschwierigkeiten einen Besprechungstermin Vorschlägen 
müssen, wie das Berufungsgericht ausgeführt hat.

b) Das letztere gilt auch dann, wenn die Prozeßbe­
vollmächtigten der Beklagten diese alsbald nach der Zu­
stellung des Urteils über den Lauf der Rechtsmittelfrist 
unterrichtet und im Schreiben vom 15. Februar 1980 ledig­
lich nochmals auf den Fristablauf hingewiesen hätten.
In diesem Falle träfe allerdings auch die Beklagten ein 
Verschulden. Da sie in wohnen, waren ihnen die Ver­
hältnisse im I f l i B I  bekannt. Sie mußten daher damit 
rechnen, daß es in den Karnevalstagen nicht möglich 
sein werde, mit ihren Prozeßbevollmächtigten Verbindung 
zu bekommen.
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3. Da das Berufungsgericht demnach die Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand zu Recht versagt hat, war die sofortige 
Beschwerde mit der Kostenfolge des § 97 ZPO zurückzuweisen.

Braxmaier
Merz

Hoffmann Wolf
RiBGH Treier ist 
beurlaubt und deshalb 
verhindert zu unter­
schreiben.
Braxmaier


	BUNDESGERICHTSHOF

	vixi zb 9/80 BESCHLUSS



